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Mitteilung des Senats vom 13. November 2001

Gesetz zur Überleitung von Personal auf die Gebäude- und TechnikManagement
Bremen, Eigenbetrieb der Stadtgemeinde Bremen

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) den Entwurf eines Gesetzes zur
Überleitung des Personals auf die Gebäude- und TechnikManagement Bremen,
Eigenbetrieb der Freien Hansestadt Bremen, mit der Bitte um Beschlussfassung.

Im Frühjahr 2000 hatte der Senat die Beratungsfirma Roland Berger & Partner
damit beauftragt, unter anderem für den Bereich der Verwaltung der öffentlichen
Liegenschaften Vorschläge für eine Neuordnung im Hinblick auf eine marktwirt-
schaftliche Orientierung und größere Effizienz zu machen.

Wesentlicher Aspekt des erarbeiteten und vom Senat am 12. Dezember 2000 be-
schlossenen Modells ist die Verwirklichung eines Mieter-/Vermietermodells, in
dem die Nutzer (Dienststellen) mit der als Eigentümervertreter auszubauenden
Gesellschaft für Bremer Immobilien mbH Mietverträge schließen, die dem Mieter
und dem Vermieter nach einer Übergangszeit die üblichen Sanktionsrechte ein-
räumen. Im Bereich der Facility-Dienstleistungen sollen die Nutzer zukünftig
bedarfsbezogen differenziert für die jeweiligen Gebäude die notwendigen Lei-
stungen einkaufen können.

Dieses Modell erfordert die organisatorische und inhaltliche Neuaufstellung der
bereits bestehenden Einheiten. Die Durchführung der Gebäudeunterhaltung ob-
liegt fortan zusammen mit der Bewirtschaftung insgesamt einem Gebäude- und
TechnikManagement, zu dem die Facility Management GmbH (FMB) als steuern-
de Einheit weiterentwickelt wird. Für Instandhaltung, Betriebsführung und Ser-
viceleistungen (Gebäudeunterhaltung, Betrieb und Hausdienste) soll ein Eigen-
betrieb (Gebäude- und TechnikManagement Bremen) gegründet werden, der sei-
ne Dienstleistungen auf Basis von Servicekontrakten erbringt. Die Aufgaben Per-
sonal- und Rechnungswesen, Controlling sowie Einkauf und Vertrieb sollen bei
der GmbH angesiedelt werden, die diese Aufgaben als Serviceleistung für den
Eigenbetrieb erbringt. Einzelaufgaben insbesondere des Einkaufs und des Ver-
triebs können auch dem Eigenbetrieb übertragen werden. Die Leitung beider Ein-
heiten soll in Personalunion wahrgenommen werden.

Die Beschäftigten der Funktionsbereiche Hausmeister und Haushandwerker sind
hierzu vollständig in die Gebäude- und TechnikManagement Bremen, Eigenbe-
trieb der Stadtgemeinde Bremen, zu integrieren. Um eine zügige Kosten-
reduzierung im Aufgabenfeld Liegenschaften zu erreichen, sollen das Mieter-Ver-
mieter-Modell und die darauf basierenden Geschäftsprozesse der neuaus-
gerichteten Liegenschaftseinrichtungen bereits zum Stichtag 1.  Januar 2002 im-
plementiert werden. Um die geplante Arbeitsaufnahme des neuen Betriebes zum
o. g. Stichtag zu gewährleisten, soll die Überleitung der Beschäftigten des Funkti-
onsbereichs Objektmanagement (Hausmeister und Haushandwerker) in Form ei-
nes Landesgesetzes vorgenommen werden.

Mit der Überleitung der Beschäftigten sind keine direkten finanziellen Auswir-
kungen verbunden. Die Vergütung der Dienstleistungen des Eigenbetriebs soll
zunächst für eine Übergangszeit pauschal auf Basis der bestehenden
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Personalkostenbudgets zuzüglich einer Organisationspauschale durch die Dienst-
stellen erfolgen. Durch die Optimierung des Personaleinsatzes sowie Geschäfts-
prozesse und der Umstellung auf ein differenziertes Abrechnungssystem ist insge-
samt mit Einsparungen zu rechnen.

Gesetz zur Überleitung von Personal auf die Gebäude- und
TechnikManagement Bremen,

Eigenbetrieb der Stadtgemeinde Bremen

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft (Landtag) beschlos-
sene Gesetz:

§ 1

Bedienstete der Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadt), die am 31. Dezem-
ber 2001 auf einer der in der Anlage ausgewiesenen Stellen geführt werden, sind
mit Wirkung vom 1. Januar 2002 Bedienstete der Gebäude- und TechnikManage-
ment Bremen, Eigenbetrieb der Stadtgemeinde Bremen.

§ 2

Die oberste Dienstbehörde teilt den Bediensteten in geeigneter Weise schriftlich
das Wirksamwerden der Überleitung mit.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2002 in Kraft.
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Druck: Anker-Druck Bremen

Begründung

Die nach wie vor bestehende Haushaltsnotlage der Freien Hansestadt Bremen
erfordert alle Anstrengungen zur Optimierung der Aufgabenwahrnehmung und
zur Reduzierung öffentlicher Ausgaben, u. a. auch bei den bremischen Liegen-
schaften. Die Neuordnung des Liegenschaftswesens auf Basis der Empfehlungen
der beauftragten Gutachter befindet sich in der Umsetzung. Um zügig zu einer
Optimierung der Aufgabenwahrnehmung und zu einer Kostenreduzierung in die-
sem Aufgabenfeld zu gelangen, ist u. a. die Gründung und Arbeitsaufnahme des
Betriebes Gebäude- und TechnikManagement Bremen, Eigenbetrieb der Stadt-
gemeinde Bremen zum 1. Januar 2002 eine wichtige Voraussetzung.

Im Interesse der kurzfristigen Arbeitsfähigkeit ist es erforderlich, das bisher in der
bremischen Verwaltung mit diesen Aufgaben betraute Personal in den Eigenbe-
trieb überzuleiten. Aus diesem Grunde soll, soweit heutige und zukünftige Aufga-
ben- und Anforderungsprofile identisch sind, von der Versetzung von Einzelper-
sonen und den damit verbundenen dienst- und personalvertretungsrechtlichen
Verfahren abgesehen und eine gesetzliche Überleitung durchgeführt werden.
Davon betroffen sind die Funktionsbereiche des Objektmanagements (Hausmei-
ster, Haushandwerker) aller bremischen Dienststellen.

Für die Personalisierung des Betriebsbereichs „technisches Gebäudemanage-
ment“ (Instandhaltung von Hochbau und Betriebstechnik) kommt aufgrund der
neuartigen Aufgaben- und Anforderungsprofile eine Überleitung nicht in Be-
tracht. Hierfür wurde im Sommer 2001 ein liegenschaftsinternes Stellenaus-
schreibungsverfahren eröffnet, das voraussichtlich im Herbst 2001 mit der Beset-
zung aller ausgeschriebenen Stellen abgeschlossen wird.


